
 

  
Der Minister für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit hat namens der Landesregierung die Kleine Anfrage mit 

Schreiben vom 9. August 2018 beantwortet. 
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KLEINE ANFRAGE 
 
der Abgeordneten Christel Weißig, Fraktion der BMV 
 
 
Fixierte Patienten in den Psychiatrien Mecklenburg-Vorpommerns 
 
und 
 

ANTWORT 
 
der Landesregierung 
 

 

 
Vorbemerkung 

 

Aus dem Kontext der Kleinen Anfrage folgernd geht die Landesregierung davon aus, dass die 

Fragestellungen sich auf das öffentlich-rechtliche Unterbringungsverfahren nach dem 

Psychischkrankengesetz (PsychKG M-V) beziehen. Demzufolge beziehen sich die 

nachfolgenden Antworten auch ausschließlich nur auf dieses. 

 

 

 
1. Wie viele Menschen wurden in den Jahren 2007 bis heute in eine 

Psychiatrie Mecklenburg-Vorpommerns zwangseingewiesen (bitte 

nach Jahren, Landkreis und kreisfreien Städten aufschlüsseln)? 

 

 

 

Im Rahmen der bei den Gerichten geführten Statistik über Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit (Geschäftsübersicht - GÜ -) werden unter anderem die Verfahren nach § 312 

Nummer 3 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) beziehungsweise - infolge des am 22. Juli 2017 in Kraft 

getretenen Gesetzes zur Änderung der materiellen Zulässigkeitsvoraussetzungen von ärztlichen 

Zwangsmaßnahmen und zur Stärkung des Selbstbestimmungsrechts von Betreuten vom 

17. Juli 2017 - ab 2018 nach § 312 Nummer 4 FamFG erhoben (ab 2010 infolge des Reform-

gesetzes zum Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG) nach 

dem FamFG, zuvor nach dem FGG). 
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Danach war bei den Amtsgerichten der aus nachfolgender Übersichten ersichtliche Geschäfts-

anfall zu verzeichnen. Bei der Geschäftsübersicht handelt es sich um eine Jahresstatistik, daher 

liegen für 2018 noch keine Angaben vor: 

 

 
2007 - 2009 

 

Verfahren wegen Unterbringung psychisch 

Kranker nach dem Landesgesetz 

2007 2008 2009 

    

nach § 70 Abs. 1 Satz 2 Nummer 3 FGG * 1.080 1.113 1.036 

 
* Die Positionen in der GÜ betreffend die Erhebung der Verfahren nach § 70 Absatz 1 Satz 2 FGG wurden 

redaktionell an das am 1. September 2009 in Kraft getretene FamFG angepasst.  

 

 
2010 - 2017 

 

Verfahren wegen 

Unterbringung psychisch 

Kranker nach dem 

Landesgesetz 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 

         

nach § 312  

Nummer 3 FamFG 

1.452 1.527 1.644 1.310 1.214 1.406 1.402 1.151 

 

Die vorbezeichneten Statistiken sehen allerdings keine Erfassung nach Landkreisen und kreis-

freien Städten vor, so dass hierzu keine Angaben mitgeteilt werden können. 

 

 

 
2. Wie viele dieser Menschen erhielten in den Jahren 2007 bis heute eine 

Zwangseinweisung für länger als 24 h (bitte nach Jahren, Landkreis und 

kreisfreien Städten aufschlüsseln)? 

 

 

 

Angaben über länger als 24 Stunden andauernde Zwangseinweisungen werden in den bei 

Gericht geführten Statistiken nicht erfasst. 

 

 

 
3. Wie viele Menschen wurden in den Jahren 2007 bis heute in einer 

Psychiatrie Mecklenburg-Vorpommerns zwangsfixiert oder zwangs-

mediziert (bitte nach Jahren, Landkreis und kreisfreien Städten 

aufschlüsseln)? 

 

 

 

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. Die Geschäftsübersicht betreffend die Verfahren 

nach § 312 Nummer 3 FamFG weist Fixierungen und medizinische Zwangsbehandlungen im 

Verhältnis zur öffentlich-rechtlichen Unterbringung nicht gesondert aus.   
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4. Welche gesetzlichen Vorgaben müssen bei der Betreuung und Versor-

gung eines fixierten Patienten eingehalten werden?  

 

 

 

Das Bundesrecht enthält weder im Bürgerlichen Gesetzbuch noch im Gesetz über das Verfahren 

in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit spezifische 

Regelungen zur Betreuung und Versorgung eines fixierten Patienten. Allerdings ist landes-

gesetzlich in § 21 Absatz 6 PsychKG M-V geregelt, dass eine fixierte Person ständig zu 

beobachten ist. Darüber hinausgehende gesetzliche Regelungen existieren nicht. 

 

 

 
5. Welche speziellen gesetzlichen Vorgaben gibt es für den Ablauf einer 

Fixierung?  

 

 

 

Weder das Bundesrecht noch das Landesrecht enthalten spezielle gesetzliche Vorgaben für den 

Ablauf einer Fixierung. 

 

 

 
6. Wer überprüft die Einhaltung dieser gesetzlichen Vorgaben? 

 

 

 

Im Hinblick auf die zu Frage 4 gegebene Antwort unterliegen die Einrichtungen der Fach-

aufsicht des zuständigen Landrates oder Oberbürgermeisters, die zu diesem Zweck ein unbe-

schränktes Weisungsrecht gegenüber den an der Unterbringung beteiligten Einrichtungen und 

Personen besitzen (§ 12 Absatz 6 PsychKG M-V). 

 

Auch können die Menschen mit psychischen Krankheiten die gegen sie ergangenen Anord-

nungen gerichtlich überprüfen lassen. 

 

 

 
7. Wie viele und welche Unregelmäßigkeiten und Verstöße im Rahmen 

der Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften, bei der Betreuung und 

Versorgung von fixierten Patienten in den psychiatrischen Kliniken 

Mecklenburg-Vorpommerns, sind der Landesregierung in den Jahren 

2007 bis heute bekannt geworden (bitte nach Jahren Landkreis und 

kreisfreien Städten aufschlüsseln)? 

 

 

 

Der Landesregierung sind keine Unregelmäßigkeiten und keine Verstöße im Rahmen der 

Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften bei der Betreuung und Versorgung von fixierten 

Patienten in den psychiatrischen Kliniken bekannt geworden. 

 


